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Kanton,
Stadt und Region

Mit zaghaften Schritten zwar,
aber immerhin: Der Solothur-
ner Regierungsrat und die Ge-
werkschaften bewegen sich
wieder aufeinander zu. Zuletzt
waren die Lohnverhandlungen
inSeriegescheitert. Jetzthaben
sich der Regierungsrat sowie
die Personalverbände darauf
geeinigt, dassdieLöhne fürdas
kommende Jahr um ein Pro-
zent erhöht werden. Davon
profitieren das Staatspersonal,
die Lehrerinnen und Lehrer
der kantonalen Schulen und
der Volksschulen sowie die
Angestellten der Solothurner
Spitäler AG.

Etwasmehr als die
mittlere Jahresteuerung
Konkret soll damit die Inflation
ausgeglichen werden, also die
Tatsache, dass das allgemeine
Preisniveau steigt und die
Kaufkraft dadurch sinkt. Als
Grundlage für die Verhandlun-
gen wurde die mittlere Jahres-
teuerung von Juni 2025 bis Mai
2026herangezogen, sie beträgt
rund 0,2 Prozent. Im Vergleich
zum Vorjahr hat sich die Teue-

rung imMai 2026 um rund 0,6
Prozent erhöht. Auch der aktu-
ell starke Anstieg der Teue-
rung, der durch die Konjunk-
turprognosen des Staatssekre-
tariats für Wirtschaft (Seco)
bestätigt wird, wurde berück-
sichtigt. Während des laufen-
den Jahres korrigierte das Seco
die Prognosen zweimal nach
oben.

Nicht euphorisch,
aber zufrieden
Dass die Verhandlungspartner
deskantonalenGesamtarbeits-
vertrags auf einen gemeinsa-
menNenner kommen, ist nicht
selbstverständlich. Die vergan-
genen drei Lohnrunden waren
geplatzt. Für 2024 hatten die
Gewerkschaften zwei statt der
geforderten drei Prozent Teue-
rungsausgleich erhalten, 2025
gab es überhaupt nichts. Für
2026 pochten die Personal-
verbände auf zwei Prozent,
der Regierungsrat gewährte
schliesslich einseitig 0,6 Pro-
zent.

Patrick Amrein wertet die
Einigung als positives Zeichen.
«Dass sich Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerseite finden

konnten, war wichtig», sagt
der Präsident des kantonalen
Staatspersonalverbands. «Es
ist ein Schritt in die richtige
Richtung.» Der gewährte Aus-
gleich entspreche zwar nicht
ganzdenForderungen, sei aber
durchaus ein akzeptables Re-
sultat. Konkret hätten es die
Angestelltenverbände gerne
gesehen,wenndie nicht ausge-
glichene Teuerung der vergan-
genen Jahre kompensiert wor-
den wäre. Trotzdem könne
mansichmitdemvorliegenden
Resultat abfinden.

Eine Protestaktion wie vor
zwei Jahren, als die Staatsange-
stellten vor dem Rathaus
demonstrierten, sei jedenfalls
nicht zu erwarten. Das Ziel sei
aber, dass der aufgelaufene
Rückstand beim Teuerungs-
ausgleichüberdiekommenden
Jahre wieder abgebaut wird.
Zumal die Mitarbeitenden des
öffentlichen Sektors über-
durchschnittlich vom Sparpa-
ket 2024 betroffenwaren.

Finanzdirektor spricht von
einemKompromiss
Auch FDP-Finanzdirektor
Peter Hodel, der den Regie-

rungsrat bei den Lohnrun-
den vertritt, hebt den symbo-
lischen Wert der Einigung
nach den gescheiterten Ver-
handlungen der vergange-
nen Jahre hervor. Er spricht,
gerade mit Blick auf die Fi-
nanzlage des Kantons, von
einem Kompromiss. Wäh-
rend die Staatsrechnung
2025 mit einem Überschuss
von 92 Millionen Franken
besser als erwartet abge-
schlossen hat, budgetiert der
Kanton für 2027 ein Minus
von 75 Millionen.

Durch den Teuerungsaus-
gleich von einem Prozent
verschlechtert sich der Voran-
schlag um 7,8 Millionen Fran-
ken.AbzüglichderStaatsbeiträ-
ge landen auf den Lohnkonten
der Kantonsangestellten im
kommenden Jahr rund 5,7 Mil-
lionenFranken.

Das solle auch ein Zeichen
der Wertschätzung sein. Der
Lohn sei ein Bestandteil für
zufriedenes Personal. Und
schliesslich müsse sich der
Kanton Solothurn auf dem
Arbeitsmarkt auch in diesem
Punkt mit anderen Kantonen
messen können.

Christof Ramser

«Es istnicht
ganzdas,was
wirgefordert
haben,aberein
akzeptables
Resultat.»

Patrick Amrein
PräsidentStaatspersonalverband

Krankenkassenprämien Die
Krankenkassenprämien steigen
im Kanton Solothurn 2027 um
durchschnittlich sechs Prozent.
Das bedeutet für die Versicher-
ten eine zusätzliche Belastung
vondurchschnittlich23.50Fran-
ken pro Monat. Zur Entlastung
der Bevölkerung stehen im
kommenden Jahr 221 Millionen
Franken für Prämienverbilli-
gungen zur Verfügung, wie die
Regierung am Dienstag mitteil-
te. Das sind neun Millionen
Franken oder 4,3 Prozent mehr
als 2026, wie es weiter heisst.
Der Bund übernimmt davon
rund 123MillionenFranken, der
Kanton steuert 98 Millionen
Franken bei.

Damit bleibt Solothurn er-
neut beim gesetzlichen Min-
destbeitrag von 80 Prozent des
Bundesbeitrags. Angesichts der
angespanntenKantonsfinanzen
erachtet der Regierungsrat eine
höhere Beteiligung nicht als an-
gemessen. Das letzte Wort hat
der Kantonsrat.

WiederKritik von SP
undGrünen?
Die Mittel für Prämienverbilli-
gungen sind in den vergange-
nen Jahren kontinuierlich ge-
stiegen. 2023 waren es rund
178Millionen Franken, 2025 be-
reits 202 Millionen. Für 2026
stehen rund 212 Millionen zur
Verfügung. Der kantonale Min-
destbeitragsorgtedabeiwieder-
holt fürpolitischeDiskussionen.
SP und Grüne forderten in
den vergangenen drei Jahren je-
weils eine Erhöhung von 80 auf
85 Prozent des Bundesbeitrags,
hatten damit im Kantonsrat
aber keinen Erfolg. Die Grünen
verlangten bereits nach Be-
kanntgabe der Prämienerhö-
hungen für 2027 Ende Septem-
ber eine stärkere Beteiligung
des Kantons. Deshalb dürfte
auch die neue Vorlage im Parla-
ment umstritten sein.

Rund drei Viertel der Prä-
mienverbilligungen gehen an
Personen, die Ergänzungsleis-
tungen oder Sozialhilfe bezie-
hen. Diese Ausgaben sind ge-
setzlich vorgegeben. Für die or-
dentliche Prämienverbilligung
bleibtdamitnur rundeinViertel
derMittel. Nur diesen Teil kann
derRegierungsrat innerhalbdes
gesetzlichen Rahmens beein-
flussen.

Ab 2028muss derKanton
mehr ausgeben
Ab 2028muss derKanton ohne-
hin tiefer in die Tasche greifen.
Dann entfaltet der indirekte
Gegenvorschlag zur Prämien-
Entlastungs-Initiative des Bun-
des seine volle Wirkung. Solo-
thurn wird damit verpflichtet,
deutlich mehr eigene Mittel
für Haushalte mit tiefen und
mittleren Einkommen bereitzu-
stellen. (mac)

Als sie vor gut einer Woche
ankamen, hatten sie ihre Au-
gen eben erst geöffnet. Viel
erkennen konnten die bei-
den Hundewelpen noch
nicht. Im Alter von gerade
einmal rund zwei Wochen
schlafen sie die meiste Zeit,
suchen Wärme und Milch.
Diese beiden Welpen hatten
schon eine lange Reise hinter
sich, von Rumänien bis nach
Grenchen.

Vor einer Woche meldete
sich eine Frau bei der Polizei
und erzählte folgende Ge-
schichte: Sie habe die Welpen
in einem Waldstück in Gren-
chen gefunden. Ausgesetzt,
mutmasslich ihrem Schicksal
überlassen. Nun sagt die Poli-
zei: Diese Geschichte dürfte
erfunden gewesen sein.

Die Kantonspolizei hatte
einen Zeugenaufruf gestartet
und Mitarbeitende der Fach-
stelle Tierschutz und Umwelt
Ermittlungen aufgenommen.
Auch befragten sie die ver-
meintliche Finderin. Dabei ge-
stand sie, dass die Welpen
nicht ausgesetztwurden. Statt-
dessen habe die Frau die Wel-
pen illegal ausRumänien indie
Schweiz eingeführt.

WiedieGeschichte
insWanken geriet
UmdieTiere inderSchweizof-
fiziell erfassen zu lassen, ging
sie zu einem Tierarzt. Diesem
erzählte sie, dass die Hunde
wohl im Wald ausgesetzt wur-
den. Der Tierarzt habe sie an-
gewiesen, die Polizei zu infor-
mieren. Wegen Irreführung

Vanessa Schaad

der Rechtspflege und illegaler
Einfuhr der Hundewelpen
wurde die Frau nun angezeigt.
Kantonstierärztin Chantal Rit-
ter hat immerwiedermit nicht
konform eingeführten Tieren
zu tun. Dieses Jahr klärte der
Solothurner Veterinärdienst
bereits 60 Hunde- und 15 Kat-
zenfälle ab. 2025 waren es ins-
gesamt 79 und ein Jahr zuvor

88Fälle.Gemeldetwerdendie-
sevomBundesamt fürZollund
Grenzsicherheit, von Privat-
personen sowie Tierärzten.

Je nach Herkunft eines
Tieres kann Tollwut zum
Problem werden. Gerade bei
Tieren aus Ländern mit ho-
hem Tollwutrisiko ist deshalb
entscheidend, dass die vorge-
schriebenen Impfungen und

Wartefristen eingehalten
werden. Wird ein Hund ohne
die nötigen Nachweise in die
Schweiz gebracht, klärt der
Veterinärdienst ab, woher
das Tier stammt und wie
gross das Risiko einer Anste-
ckung ist. Weltweit sterben
laut Schätzungen der Weltge-
sundheitsorganisation jähr-
lich rund 59’000 Menschen

an der Krankheit, die meist
durch Hunde übertragen
wird.

Das Schwierige daran: Eine
Infektion lässt sich nicht ein-
fach durch eine Blutprobe aus-
schliessen, sagt Ritter. Bis zum
Auftreten erster Symptome
können vier Monate vergehen.
«In rund einemFünftel der ab-
geklärten Fälle wird eine Qua-
rantäne angeordnet.»

Grundsätzlich sei bei den
vermeintlich ausgesetzten
Welpen in Grenchen von
einem Einzelfall auszugehen.
Diese sind laut der Polizei aus
Rumänien.DasBundesamt für
Veterinärwesen (BLV)stuftdas
Mitgliedsland der EU als frei
von urbaner Tollwut ein.

Welpen dürfen nicht
alleine importiertwerden
Inzwischen sind die Hunde-
welpendreibisvierWochenalt
und im Tierheim Aarebrüggli.
Ihnengehe es gut, sie befinden
sich in Quarantäne, heisst es
vom Tierheim. Welche Rasse
die Tiere sind, lasse sich noch
nicht sagen. Das werde erst
möglich sein, wenn die Hunde
grösser sind.

Bei jungen Hunden bringt
der Import ein weiteres Prob-
lem mit sich. Sie hätten laut
Tierschutzverordnung gar
nicht erst von ihrer Mutter ge-
trennt werden dürfen, weil sie
jünger als acht Wochen sind.
Gerade in den ersten Lebens-
monaten sollten sie sozialisiert
werden. Eine monatelange
Isolation stehe dem entgegen.
Hinzu kommen die erhebli-
chen Kosten einer solchen
Unterbringung.

Krankenkassenprämien gehen
ins Geld. Bild: Max Tinner

Die beidenWelpen befinden sich derzeit in Quarantäne im Tierheim Aarebrüggli.
Bild: Kantonspolizei Solothurn

Ein Prozent mehr Lohn
Regierungsrat und Personalverbände einigen sich nach drei gescheiterten Runden auf einen Teuerungsausgleich.

221 Millionen
für Prämienhilfe

Hundewelpen wurden doch nicht ausgesetzt
Eine Frau hat zweiWelpen offenbar nicht inGrenchen gefunden, sondern diese selbst aus Rumänien importiert.


